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Leitlinien für die gemeindliche Zustimmung nach § 36a BauGB i.V.m. §§ 31 Abs. 3, 34 

Abs. 3b und 246e BauGB 

 

Präambel 

Ziel der Landeshauptstadt Hannover ist es, durch die gemeindliche Zustimmung im Rahmen 
der Anwendung des sog. „Wohnungsbauturbo“ die Schaffung zusätzlichen, bezahlbaren 
Wohnraums im Stadtgebiet zu unterstützen und zu beschleunigen und dabei gleichzeitig die 
städtebauliche Entwicklung und Struktur zu sichern.  

Der sog. „Bauturbo“ kann innerhalb des Siedlungsbereichs, also sowohl im Geltungsbereich 
qualifizierter Bebauungspläne (§ 31 Absatz 3 BauGB) als auch im unbeplanten Innenbereich 
(§ 34 Absatz 3b BauGB) und in hiervon abweichenden planungsrechtlichen Fällen Anwendung 
finden (§ 246e BauGB, hierbei handelt es sich um eine bis Ende 2030 befristete Experimen-
tierklausel). 

Für Vorhaben, die vom bestehenden Planungsrecht in einem Maße abweichen, welches bis-
lang die  

- Änderung,  
- Aufhebung oder 
- Aufstellung 

eines Bebauungsplans zur Umsetzung erforderte, kann nun planersetzend die Zustimmung 
der Gemeinde erteilt werden. Die Entscheidung über die Zustimmung der Gemeinde nach § 
36a BauGB ist jeweils eine Einzelfallentscheidung. Sie gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen 
drei Monaten nach Eingang des Ersuchens bei der Gemeinde verweigert wird. Die anschlie-
ßende Baugenehmigung soll innerhalb von 3 Jahren in Anspruch genommen werden. Nach 
Landesrecht erlischt diese Genehmigung ansonsten automatisch. 

 
Leitlinien 

Die nachstehenden Leitlinien zum „Bauturbo“ sollen eine grundlegende Orientierung für die 
praktische Anwendung des neuen Zustimmungsverfahrens nach § 36a BauGB i.V.m. den §§ 
31 Abs. 3, 34 Abs. 3b und 246e BauGB geben.  

 

1. Bestehende Ratsbeschlüsse zu sektoralen Konzepten und Masterplänen der Landes-
hauptstadt Hannover sowie übergeordnete Planwerke der Region Hannover und des 
Landes Niedersachsen sind zu berücksichtigen.  
 

2. Die öffentliche Erschließung und notwendige soziale Infrastruktur müssen bei Antrags-
einreichung für das Bauvorhaben entweder bereits vorhanden sein oder im Zuge des-
sen (anteilig) auf Kosten des Antragstellers hergestellt werden. 
 

3. Die erweiterten Abweichungs- und Befreiungsmöglichkeiten sind in der Regel für Bau-
vorhaben im Geschosswohnungsbau anzuwenden. Dies umfasst auch zugehörige Ein-
richtungen der sozialen Infrastruktur (insbesondere Kindertagesstätten). 
 



4. Bei Bauvorhaben mit allgemeinem Mietwohnungsbau sind dem Ratsbeschluss ent-
sprechend regelmäßig mindestens 30% geförderter Wohnraum vorzusehen, sobald 
mehr als 10 Wohneinheiten zusätzlich zum bereits bestehenden Baurecht entstehen. 
Die Quote gilt für die über das bisherige Baurecht hinaus zusätzlich möglichen 
Wohneinheiten. 
 

5. Grundlage für die Zustimmung ist ein stimmiges städtebauliches und freiraumplaneri-
sches Gesamtkonzept für das Vorhaben. 
 

6. Zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden und zur Minimierung der zusätzlichen 
Bodenversiegelung wird die Zustimmung auf Vorhaben im planungsrechtlichen Innen-
bereich begrenzt. Wohnbauvorhaben im Außenbereich werden weiterhin nur gemäß § 
30 oder § 35 BauGB genehmigt, in Natur- und Landschaftsschutzgebieten sind sie 
ausgeschlossen. 
 

7. Bauvorhaben in festgesetzten und faktischen Gewerbe- und Industriegebieten können 
in begründeten Einzelfällen zugelassen werden, sofern der Gebietscharakter gewahrt 
bleibt und bestehende gewerbliche und industrielle Nutzungen in ihrem Bestands- und 
Entwicklungsinteresse nicht beeinträchtigt werden.  
 

8. Sobald und soweit ein Planungserfordernis nach § 1 Abs. 3 BauGB vorliegt, wird die 
Verwaltung dem Rat die Aufstellung eines Bebauungsplans empfehlen. Ein Planungs-
erfordernis liegt i.d.R. dann vor, wenn erhebliche Auswirkungen auf Nachbarschaft und 
Stadtstruktur in städtebaulicher, sozialer, ökologischer, klimatischer, verkehrlicher 
technischer oder gestalterischer Hinsicht vorliegen. Dadurch wird die Beteiligung von 
Öffentlichkeit und Trägern öffentlicher Belange sichergestellt, um alle Belange für die 
weitere Planung zu berücksichtigen. 
 

9. Auf die Genehmigungsfiktion nach § 70a NBauO i.V.m. § 42a VwVfG und § 1 Abs. 1 
NVwVfG wird gem. § 70a Abs. 2 NBauO bauherrenseitig verzichtet. Die Zustimmungs-
fiktion nach § 36a BauGB bleibt hiervon unberührt. 
 

10. Anforderungen an etwaige Bauvorhaben, die sich als Bedingung für die Erteilung der 
gemeindlichen Zustimmung im Sinne des § 36a BauGB ergeben, werden in der Regel 
in den jeweiligen Genehmigungsbescheid als Nebenbestimmung übernommen. 


